
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Rene Dierkes AfD  
vom 08.02.2026

Strafverfahren gegen …………… Teil 1

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Stand das Staatsministerium der Justiz im Vorfeld der Urteilsfindung 
und im Hinblick auf die Urteilsfindung in Kontakt mit Justizstellen in 
Bamberg, gab es namentlich Korrespondenzen oder Telefonate mit 
der Staatsanwaltschaft und/oder dem Landgericht Bamberg?  �   3

1.2	 Bejahendenfalls: Aus welchen Gründen bzw. Motiven geschah dies?  �   3

2.1	 Hat sich der Staatsminister der Justiz Georg Eisenreich über den Fall 
unterrichten lassen und hat er ggf. selbst Einfluss auf den Ausgang 
des Verfahren genommen – sowohl erst- wie dann auch zweitinstanz-
lich?  �   3

2.2	 Nachdem das vom Staatsministerium der Justiz zunächst wohlwollend 
kommentierte Urteil des Amtsgerichts Bamberg nicht nur in deutschen 
Medien („Urteil wie aus einer Diktatur“) sondern auch im Ausland, hier 
vor allem in den USA, für eine Welle der Empörung gesorgt hatte, wie 
würde es die Staatsregierung bewerten, wenn eine andere Urteils-
findung etwa in Gestalt einer Bestätigung oder gar Verschärfung des 
erstinstanzlichen Urteils im Ausland und in der juristischen Fachwelt 
negative Reaktionen ausgelöst hätte?  �   3

3.1	 Welche Gründe haben – wenn keine Einflussnahme seitens der Staats-
regierung erfolgte – aus Sicht des Staatsministeriums der Justiz die 
Staatsanwaltschaft Bamberg als eine dem Staatsministerium der Jus-
tiz nachgeordnete und politisch weisungsgebundene Behörde dazu 
bewogen, ausweislich eines Medienberichts („Tagesspiegel“) einen 
Tag vor der Berufungsverhandlung anzukündigen, man werde auf 
Freispruch plädieren?  �   4

3.2	 Ist diese kurzfristige Meinungsänderung aus Sicht der Staatsregierung 
nicht als ungewöhnlich zu bewerten vor dem Hintergrund, dass die 
Staatsanwalt Bamberg gegen das erstinstanzliche Urteil ebenfalls Be-
rufung eingelegt hatte – und zwar ursprünglich mit dem Ziel einer 
Strafverschärfung (acht statt sieben Monate)?  �   4

3.3	 Kann die Staatsregierung ausschließen, dass in der, wie das Magazin 
„Focus“ seinerzeit kommentierte, „Sondergerichtszone Bamberg“ erst-
instanzlich das Recht gebeugt wurde?  �   4
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4.1	 Welche Konsequenzen ergeben sich für die Staatsregierung aus dem 
jetzt vorliegenden schriftlichen Urteil in der „Causa ……………“ mit 
Blick darauf, dass alle 22 Staatsanwaltschaften im Freistaat Sonder-
dezernate gegen sogenannte „Hate Speech“ eingerichtet haben?  �   4

4.2	 Ergänzend dazu und Bezug nehmend auf einen Bericht der „Welt“ 
vom 12.04.2025, bleibt die Staatsregierung bei der wohlwollenden 
Stellungnahme des Staatsministeriums der Justiz bezüglich des Urteils 
des Amtsgerichts Bamberg vom April 2025, dass sich „Hass und Hetze 
im Netz“ zu einer „echten Gefahr für die Demokratie“ entwickelt haben, 
und wird dies im Lichte des jetzt vorliegenden schriftlichen Urteils des 
Landgerichts Bamberg noch immer so gesehen?  �   4

5.1	 Welche Gesamtkosten sind der bayerischen Staatskasse bzw. dem 
bayerischen Steuerzahler durch das Strafverfahren gegen …………… 
(Az. 27 Cs 1108 Js 11315/24), welches maßgeblich durch den persön-
lichen Strafantrag der damaligen Bundesministerin des Innern und für 
Heimat Nancy Faeser eingeleitet wurde, nach dem Freispruch durch 
das Landgericht Bamberg vom 14.01.2026 entstanden (bitte die Kos-
ten getrennt nach den Gebühren und Auslagen der bayerischen Staats-
kasse sowie den zu erstattenden notwendigen Auslagen des An-
geklagten für beide Instanzen aufschlüsseln)?  �   5

5.2	 Wie hoch beziffert die Staatsregierung den durch dieses Verfahren ge-
bundenen personellen und sächlichen Aufwand in der Justizverwaltung 
sowie bei den beteiligten Behörden des Freistaates Bayern?  �   5

6.		 Wie erklärt sich die Staatsregierung, dass die Staatsanwaltschaft 
Bamberg aufgrund des dem späteren Verfahren zugrunde liegenden 
Sachverhalts einen Strafbefehl gegen …………… beantragt hat, ob-
wohl aus Sicht eines Juristen meines Erachtens leicht erkennbar war, 
dass der Tatbestand der Verleumdung nicht erfüllt war?  �   5

7.		  Warum ist die Staatsanwaltschaft Bamberg nach der erstinstanzlichen 
Verurteilung von …………… sogar selbst in Berufung gegangen, um 
ein höheres Strafmaß zu erreichen, obwohl aus Sicht eines Juristen 
meines Erachtens leicht erkennbar war, dass bereits der Tatbestand 
der Verleumdung nicht erfüllt gewesen war, sodass die Staatsanwalt-
schaft verpflichtet gewesen wäre, in Berufung zu gehen, um einen 
Freispruch zu erreichen?  �   5

Hinweise des Landtagsamts  �   7
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 03.07.2026

1.1	 Stand das Staatsministerium der Justiz im Vorfeld der Urteilsfindung 
und im Hinblick auf die Urteilsfindung in Kontakt mit Justizstellen in 
Bamberg, gab es namentlich Korrespondenzen oder Telefonate mit 
der Staatsanwaltschaft und/oder dem Landgericht Bamberg?

1.2	 Bejahendenfalls: Aus welchen Gründen bzw. Motiven geschah dies?

Die Fragen 1.1 bis 1.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Auf die Antwort zu Frage 1.3 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Rene Dierkes 
(AfD) vom 11.04.2025 „Verurteilung des Journalisten ............. wegen eines Memes“ 
(Drs. 19/7848) wird Bezug genommen.

Nachdem das Staatsministerium der Justiz (StMJ) anlässlich der Presseberichterstattung 
zum Erlass des Strafbefehls des Amtsgerichts Bamberg vom 01.11.2024 erstmals 
am 25.11.2024 von dem Verfahren Kenntnis erlangt hatte, hat die Staatsanwaltschaft 
Bamberg auf Anforderung des StMJ nach Nr. 1 der Bekanntmachung des Staats-
ministeriums der Justiz vom 07.12.2005 zu Berichtspflichten in Strafsachen (BeStra; 
www.gesetze-bayern.de1) regelmäßig zum Verfahrensstand sowie aus besonderem 
Anlass wie etwa bei parlamentarischen Anfragen berichtet.

2.1	 Hat sich der Staatsminister der Justiz Georg Eisenreich über den Fall 
unterrichten lassen und hat er ggf. selbst Einfluss auf den Ausgang 
des Verfahren genommen – sowohl erst- wie dann auch zweitinstanz-
lich?

Der Staatsminister der Justiz Georg Eisenreich wurde über das Verfahren unterrichtet. 
Eine Einflussnahme fand nicht statt. Auf die Antwort zu Frage 2.1 der Schriftlichen An-
frage des Abgeordneten Rene Dierkes (AfD) vom 08.02.2026 „Strafverfahren gegen 
……………Teil 2“ wird verwiesen.

2.2	 Nachdem das vom Staatsministerium der Justiz zunächst wohl-
wollend kommentierte Urteil des Amtsgerichts Bamberg nicht nur 
in deutschen Medien („Urteil wie aus einer Diktatur“) sondern auch 
im Ausland, hier vor allem in den USA, für eine Welle der Empörung 
gesorgt hatte, wie würde es die Staatsregierung bewerten, wenn 
eine andere Urteilsfindung etwa in Gestalt einer Bestätigung oder 
gar Verschärfung des erstinstanzlichen Urteils im Ausland und in 
der juristischen Fachwelt negative Reaktionen ausgelöst hätte?

Es wird Bezug genommen auf die Antwort zu Fragen 1.3 und 3.3 der Schriftlichen 
Anfrage des Abgeordneten Rene Dierkes (AfD) vom 11.04.2025 „Verurteilung des 
Journalisten ............... wegen eines Memes“ (Drs. 19/7848). Eine Kommentierung des 
Urteils des Amtsgerichts Bamberg vom 07.04.2025 durch das StMJ ist nicht erfolgt.

1	 https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV153756/true
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3.1	 Welche Gründe haben – wenn keine Einflussnahme seitens der Staats-
regierung erfolgte – aus Sicht des Staatsministeriums der Justiz die 
Staatsanwaltschaft Bamberg als eine dem Staatsministerium der 
Justiz nachgeordnete und politisch weisungsgebundene Behörde 
dazu bewogen, ausweislich eines Medienberichts („Tagesspiegel“) 
einen Tag vor der Berufungsverhandlung anzukündigen, man werde 
auf Freispruch plädieren?

3.2	 Ist diese kurzfristige Meinungsänderung aus Sicht der Staatsregierung 
nicht als ungewöhnlich zu bewerten vor dem Hintergrund, dass die 
Staatsanwalt Bamberg gegen das erstinstanzliche Urteil ebenfalls 
Berufung eingelegt hatte – und zwar ursprünglich mit dem Ziel einer 
Strafverschärfung (acht statt sieben Monate)?

Die Fragen 3.1 und 3.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Auf die Antwort zu Fragen 1.3, 3.1 und 3.2 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten 
Rene Dierkes (AfD) vom 11.04.2025 „Verurteilung des Journalisten ............... wegen 
eines Memes“ (Drs. 19/7848) wird Bezug genommen.

3.3	 Kann die Staatsregierung ausschließen, dass in der, wie das Magazin 
„Focus“ seinerzeit kommentierte, „Sondergerichtszone Bamberg“ 
erstinstanzlich das Recht gebeugt wurde?

Auf die Antwort zu Fragen 6.2 bis 7 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Rene 
Dierkes (AfD) vom 08.02.2026 „Strafverfahren gegen …………… Teil 2“ wird Bezug 
genommen.

4.1	 Welche Konsequenzen ergeben sich für die Staatsregierung aus dem 
jetzt vorliegenden schriftlichen Urteil in der „Causa ……………“ mit 
Blick darauf, dass alle 22 Staatsanwaltschaften im Freistaat Sonder-
dezernate gegen sogenannte „Hate Speech“ eingerichtet haben?

4.2	 Ergänzend dazu und Bezug nehmend auf einen Bericht der „Welt“ 
vom 12.04.2025, bleibt die Staatsregierung bei der wohlwollenden 
Stellungnahme des Staatsministeriums der Justiz bezüglich des 
Urteils des Amtsgerichts Bamberg vom April 2025, dass sich „Hass 
und Hetze im Netz“ zu einer „echten Gefahr für die Demokratie“ ent-
wickelt haben, und wird dies im Lichte des jetzt vorliegenden schrift-
lichen Urteils des Landgerichts Bamberg noch immer so gesehen?

Die Fragen 4.1 und 4.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Auf die Antwort zu Fragen 5.1 bis 6.3 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten 
Rene Dierkes (AfD) vom 11.04.2025 „Verurteilung des Journalisten ............... wegen 
eines Memes“ (Drs. 19/7848) wird Bezug genommen.

Dass ein einzelnes Urteil in zweiter Instanz aufgehoben wurde, ändert nichts an der 
grundsätzlichen Einschätzung, dass sich strafbarer Hass und Hetze zu einer echten 
Gefahr für die Demokratie entwickelt haben.
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5.1	 Welche Gesamtkosten sind der bayerischen Staatskasse bzw. dem 
bayerischen Steuerzahler durch das Strafverfahren gegen …………… 
(Az. 27 Cs 1108 Js 11315/24), welches maßgeblich durch den persön-
lichen Strafantrag der damaligen Bundesministerin des Innern und 
für Heimat Nancy Faeser eingeleitet wurde, nach dem Freispruch 
durch das Landgericht Bamberg vom 14.01.2026 entstanden (bitte die 
Kosten getrennt nach den Gebühren und Auslagen der bayerischen 
Staatskasse sowie den zu erstattenden notwendigen Auslagen des 
Angeklagten für beide Instanzen aufschlüsseln)?

5.2	 Wie hoch beziffert die Staatsregierung den durch dieses Verfahren 
gebundenen personellen und sächlichen Aufwand in der Justizver-
waltung sowie bei den beteiligten Behörden des Freistaates Bayern?

Die Fragen 5.1 und 5.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam wie 
folgt beantwortet.

Gerichtsgebühren werden bei einem Freispruch nicht erhoben.

Die Höhe der dem Freigesprochenen zu erstattenden notwendigen Auslagen kann 
nicht mitgeteilt werden. Denn das Informationsrecht der Abgeordneten findet eine 
Grenze an den Grundrechten Dritter. Mit Blick auf das Recht des Freigesprochenen 
und seiner Verteidigung auf informationelle Selbstbestimmung können die dem Frei-
gesprochenen zu erstattenden notwendigen Auslagen daher nicht mitgeteilt werden.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2.1 der Schriftlichen Anfrage des Abge
ordneten Gerd Mannes (AfD) vom 05.07.2025 „Äußerungsdelikte in Bayern – Auf
wand für die bayerische Justiz und Rolle sogenannter Meldestellen“ (Drs. 19/7914) 
Bezug genommen.

6.		 Wie erklärt sich die Staatsregierung, dass die Staatsanwaltschaft 
Bamberg aufgrund des dem späteren Verfahren zugrunde liegen-
den Sachverhalts einen Strafbefehl gegen …………… beantragt hat, 
obwohl aus Sicht eines Juristen meines Erachtens leicht erkennbar 
war, dass der Tatbestand der Verleumdung nicht erfüllt war?

7.		  Warum ist die Staatsanwaltschaft Bamberg nach der erstinstanzlichen 
Verurteilung von …………… sogar selbst in Berufung gegangen, um 
ein höheres Strafmaß zu erreichen, obwohl aus Sicht eines Juristen 
meines Erachtens leicht erkennbar war, dass bereits der Tatbestand 
der Verleumdung nicht erfüllt gewesen war, sodass die Staatsanwalt-
schaft verpflichtet gewesen wäre, in Berufung zu gehen, um einen 
Freispruch zu erreichen?

Die Fragen 6 und 7 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die Staatsanwaltschaft Bamberg hatte zunächst nicht ausreichend berücksichtigt, 
dass die rechtliche Bewertung des Posts als unwahre Tatsachenbehauptung nicht 
mit dem nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts anzuwenden
den Beurteilungsmaßstab in Einklang zu bringen ist. Bei Anwendung dieses Beur
teilungsmaßstabs liegt vielmehr nahe, dass durch den Post Kritik an der Politik der 
damaligen Bundesministerin des Innern und für Heimat Nancy Faeser geübt werden 
sollte. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Fragen 1.3, 3.1 und 3.2 der Schriftlichen An-
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frage des Abgeordneten Rene Dierkes (AfD) vom 11.04.2025 „Verurteilung des Jour-
nalisten ............... wegen eines Memes“ (Drs. 19/7848) Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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